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ZUKUNFTSVEREINBARUNG 
MIT DER STADT WIEN

Damit Wien auch in Zukunft ein erfolgreicher Le-
bens-, Arbeits- und Wirtschaftsstandort bleibt, 
haben Stadt Wien und Wirtschaftskammer Wien 
ein gemeinsames Arbeitsprogramm erarbeitet. 
Bürgermeister Michael Ludwig und Walter Ruck, 
Präsident der Wirtschaftskammer Wien, haben 
im Juli diese „Zukunftsvereinbarung“ unterzeich-
net. Zu den inhaltlichen Schwerpunkten gehören 
Verwaltungsvereinfachungen für Unternehmen, 
die Ausbildung von Fachkräften sowie der Infra-
strukturausbau in der stark wachsenden Stadt, 
wie auch eine Internationalisierungs-Offensive.

Die „Zukunftsvereinbarung“ ist in vier große Kapi-
tel unterteilt: 

Verfahrensvereinfachung und Deregulierung: 
Um die Zusammenarbeit zwischen Behörden 
und Wirtschaft zu verbessern, sollen E-Govern-
ment-Anwendungen ausgebaut und Anzeigever-
fahren ausgeweitet werden. Ziel ist unter ande-
rem, Betriebsanlagengenehmigungen schneller 
abzuwickeln. 

Ausbildung qualifizierter Fachkräfte und die 
Förderung von Entrepreneurship: Stadt Wien 
und Wirtschaftskammer Wien sind unter anderem 
übereingekommen, dass die Berufsorientierung 
der Schüler verbessert, die betriebliche Lehre for-
ciert und das Image der Lehre aufgewertet wird. 
Die Möglichkeit „Lehre mit und nach Matura“ soll 
verstärkt unterstützt werden. Ambitioniertes Ziel 

bis ins Jahr 2025 ist, zusätzlich 1.000 Lehrstellen 
in Wiener Betrieben zu besetzen. So soll der Fach-
kräftemangel wirkungsvoll bekämpft werden.

Ausbau der Infrastruktur und Gestaltung des 
Öffentlichen Raums ist ein weiterer wesentlicher 
Bestandteil der „Zukunftsvereinbarung“. Wien 
soll weiterhin eine Stadt der kurzen Wege bleiben. 
Schnell- und U-Bahnen sollen ausgebaut und die 
Drehkreuz-Funktion des Standortes mit dem Aus-
bau hochrangiger Verkehrsinfrastruktur wie der 
sechsten Donauquerung oder dem Flughafen si-
chergestellt werden. Ein gemeinsames Commit-
ment gibt es auch zum Seidenstraßenprojekt und 
zur Verlängerung der Breitspurbahn bis in die 
Ostregion Österreichs. In puncto Eventlocation 
wird ebenfalls ein gemeinsamer Kurs eingeschla-
gen: Zusätzlich zur bestehenden guten Infra-
struktur, werden neue Projekte – wie eine von der 
Wirtschaftskammer Wien schon länger geforderte 
moderne Eventhalle – eingehend geprüft.

Um den Wirtschafts- und Innovationsstandort 
Wien international zu stärken, sind gemeinsa-
me Auslandsaktivitäten geplant. Gerade im Life 
Sciences Bereich ist Wiener Know how weltweit 
gefragt. Durch Wirtschaftsmissionen der Stadt 
und Wirtschaftskammer Wien sollen innovative 
IT-Lösungen, neue Technologien in den Bereichen 
Smart City und Bio-Technology wie auch ein mo-
derner Gesundheitstourismus im Ausland attrak-
tiviert werden.
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STANDORTANWALT

Im Herbst 2016 hat die WK Wien erstmals die Idee 
der Standortanwaltschaft präsentiert. Die Rolle 
des Standortanwaltes sollte es sein, den Nutzen 
von Projekten öffentlich und vor Gericht zu ver-
treten. Konkreter Hintergrund war der jahrelange 
Aufschub bei wichtigen Infrastrukturprojekten in 
der Ostregion wie etwa beim Lobautunnel oder 
beim Projekt Dritte Piste am Flughafen Wien.  
 
Mit der Standortanwaltschaft forderte die WK 
Wien ein Instrument, das öffentliche Interessen 
wie Energieversorgung, Arbeitsplatzsicherung 
oder Steueraufkommen und die Interessen der 
Wirtschaft in Genehmigungsverfahren und Um-
weltverträglichkeitsprüfungen besser zur Gel-
tung kommen lässt. Nach Vorstellung der WK 
Wien sollte die Standortanwaltschaft in der Wirt-
schaftskammerorganisation verankert werden.  
 
Mit den Novellen zum UVP-Gesetz und zum Wirt-
schaftskammergesetz, die die Länderkammern 
mit der Standortanwaltschaft betraut, wurde die-
ses Ziel nun erreicht. Damit bekommt die Wirt-
schaftskammerorganisation eine neue wichtige 
Funktion und mehr Gewicht bei der positiven Wei-
terentwicklung des Wirtschaftsstandortes.
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NEUER BÖRSEMARKT 
ZUR KAPITALAUFNAHME FÜR KMU

Der Zugang zu frischen Finanzmitteln ist gerade 
für Klein- und Mittelbetriebe ein essentieller Bau-
stein für Wachstum und langfristige Unterneh-
mensplanung. Um es auch diesen Unternehmen 
zu ermöglichen, an der Wiener Börse frisches 
Kapital aufzunehmen, setzte sich die WKW für die 
Öffnung des direct markets ein.

Am 21. Jänner 2019 öffnet die Wiener Börse zu-
sätzlich zu den bestehenden Segmenten „prime 
market“, „standard“ und „global market“ den 

„direct market“ und „direct market plus“. Um 
Zugang zum „direct market“ zu haben, muss ein 
Unternehmen eine Aktiengesellschaft (AG) sein 
und einen gewissen Streubesitz herstellen. Es 
muss jedenfalls gewährleistet sein, dass ein Ak-
tien-Handel stattfinden kann. 
Im Vergleich zum EU-regulierten Markt sind die 
Zugangsvoraussetzungen und Folgepflichten aber 
weit geringer, so gibt es keine Prospektpflicht, 
keine Mindestgröße und keine Mindest-Marktka-
pitalisierung.
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Eine effiziente öffentliche Verwaltung ist eine we-
sentliche Quelle von Wohlstand und wirtschaftli-
chem Erfolg. Im Bereich der sozialen Sicherheit 
ist diese Verwaltung in Österreich maßgeblich 
durch die Selbstverwaltung gestaltet. 
Die Grundidee der Selbstverwaltung geht da-
von aus, dass eine bestimmte öffentliche Aufga-
be, wie zum Beispiel die Sozialversicherung, von 
den davon in erster Linie betroffenen Menschen 
selbstständig und eigenverantwortlich besorgt 
wird. Dem entgegen stand der Vorschlag der 
Bundesregierung, der Politik mehr Mitsprache- 
und Eingriffsrechte in den künftig nur mehr fünf 

(statt bisher 21) Sozialversicherungsträgern ein-
geräumt hätte.

In erfolgreichen Verhandlungen wurde schließlich 
erreicht, dass nicht nur die Selbstverwaltung, die 
auch international als hervorragendes System ge-
lobt wird, erhalten bleibt, auch ein weiterer Erfolg 
konnte erzielt werden: Das angedachte Rotations-
prinzip an der Spitze der Sozialversicherungen, 
das bis zu sechs verschiedene Vorsitzende be-
deutet hätte, kommt ebenfalls nicht, stattdessen 
erhalten die Sozialversicherungen eine Doppel- 
Führung.

ERHALT DER SELBSTVERWALTUNG 
IN DER SOZIALVERSICHERUNG
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VON DANIELA KITTNER

Sozialversicherung.
ExpertenaufEinladungderWiener
Wirtschaftskammer sagen,wenn
dieRegierungweiterhineine
Selbstverwaltungwolle, dürfe sie
dortnicht eingreifen.

Die Bundesregierung will im Mai ein Gesetz
vorlegen, in demsie die Sozialversicherungs-
träger fusioniert und in die Selbstverwal-
tung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern
eingreift. Unter anderemwill die Regierung,
dass nicht mehr die Sozialversicherungen
dieVersicherungsbeiträgeeinheben,sondern
die Finanzbehörden.

Wie der KURIER berichtet, formiert sich
Widerstand gegendiese türkisblauen Pläne –
unteranderembeidenschwarzenSozialpart-
nern. Der Präsident der Wiener Wirtschafts-
kammer, Walter Ruck, veranstaltete am
Dienstag einen Vortragsabend zum Thema
Selbstverwaltung.RuckstelltzumAuftaktder
VeranstaltungdiethematischeFrage:„Inwel-
chem Staat will ich leben? Selbst verwaltet?
Oder was wäre eigentlich das Gegenteil da-
von? Die Verstaatlichung. Das ist nicht mei-
ne Sicht auf dieWelt.“

Damit brachte Ruck die Sache auf den
Punkt. Denn Rainer Thomas, Direktor des
Hauptverbands der Sozialversicherungsträ-
ger,machteklar:DieRegierungmusssichent-
scheiden, entweder Selbstverwaltung oder
VerstaatlichungdesGesundheitssystems.

Thomas:„DieSelbstverwaltunginderSo-
zialversicherung ist rechtlich nicht verpflich-
tend. Aberwenn sich der Staat für die Selbst-
verwaltung entscheidet, dann gelten be-
stimmte Regeln.“ Im Regierungsprogramm
stehedie„partizipativeSelbstverwaltung,oh-
ne genauer zu sagen,was das ein soll“.

LautRainerdürfenRegierungsvertreterin
den Organen der Selbstverwaltung nicht
mehr tun, als sie jetzt als Aufsichtsorgane
tundürfen.Dasheißt,derPlanderRegierung,
dieSozialpartnergremienmitRegierungsver-

Regierungsvorhaben eines
„Mischsystems“ gibt es nicht

tretern zu ergänzen, geht rechtlich nicht.
Auch die Beitragseinhebung gehöre zum
Kerngeschäft. Thomas: „ Wenn man der So-
zialversicherung eine Aufgabe überträgt,
mussman sie in den Stand setzen, diese Auf-
gabe auch zu erfüllen. Die Aufgabenbesor-
gung der Sozialversicherung wäre ohne Bei-
tragseinhebung nicht möglich.“ Es gebe da-
zu zwar noch kein Höchstgerichtserkennt-
nis,aberdieLiteraturzurSelbstverwaltungle-
ge nahe, dass eine Selbstverwaltung auch
dasBeitragswesenerfasst,allesanderewürde
gegendieVerfassung verstoßen.

BestesSystem
Derbritisch-deutscheÖkonomundSozialver-
sicherungsexperte Günter Danner sagte in
seinemVortrag:„DieSelbstverwaltungistun-
trennbar mit einem Sozialversicherungssys-
tem verbunden, das der Gegenwart und der
Zukunft gewachsen ist. Die österreichische

Diskussionverwundertmich, denndasöster-
reichische System ist eines der leistungsfä-
higsteninderEU,nebendemdeutschen.“Nur
wenige EU-Modelle kennen eine Selbstver-
waltung, die Masse der Systeme sind Staats-
modelle. Die Mutter der Staatssysteme sei
das britische GesundheitssystemNHS. Es sei
sprichwörtlich für lange Wartelisten gewor-

den,wenndemStaat dasGeld ausgehe, herr-
sche nur noch „Mangelsteuerung“. An die
Stelle von Versorgungskontinuität treten
wahlkampfgetriebene Finanzierungs-
schwankungen und riesige Defizite. Ähnli-
che Probleme treten nun in Frankreich auf,
das seine Selbstverwaltung abschaffte und
ein Staatssystemeinführte.
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GOOD HEALTH FOR ME

Biogena Multispektrum 24/7® ist die umfassende 
Nährstoffversorgung mit 27 Vitalstoffen.
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• keine versteckten Zusatzstoffe
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• frei von Gluten

Biogena Mikronährstoff-Präparate erhalten Sie
bei über 9.000 Ärzten und Therapeuten in Österreich, Deutschland, der Schweiz und Südtirol
im Webshop unter www.biogena.com/webshop
in den Biogena Stores, mehr unter www.biogena.com/stores

SALZBURG ∙  2 x WIEN ∙  LINZ ∙  GRAZ ∙  KLAGENFURT ∙  FRANKFURT ∙  MÜNCHEN ∙ COMING SOON:  BERLIN ∙  HAMBURG ∙  ZÜRICH ∙  KITZBÜHEL

5-EURO-GUT
SCHEIN*

AKTIONSCODE: Kurier1804

*Gültig ab einem Einkaufswert von EUR 20,– in den

  Biogena Stores und online unter www.biogena.com/webshop

Gültig bis 30.9.2018. Keine Barablöse.

Debatte um FPÖ-Boykott.Heftige Schreiduelle
erfüllten am Montag das israelische Parla-
ment. Der Grund waren weder die Korrup-
tionsvorwürfe gegen Premier Benjamin Ne-
tanjahu,nochderSyrien-Konflikt. Eswarder
künftigeUmgangmit der FPÖ: „Herr Strache
hat immer wieder bewiesen, dass er gegen
Rassismus, gegen Antisemitismus ist“, sagte
etwaYehudaGlickvonderrechtenLikud-Par-
tei und erntete Widerspruch vom Vertreter
der Israelitischen Kultusgemeinde, der extra
aus Österreich angereist war. Dieser argu-
mentierte mit den jüngsten Liederbuch-
Skandalen, wegen der es voraussichtlich kei-
ne Anklagen geben wird. Israel hatte im De-
zember 2017 bekannt gegeben, dass mit Mi-
nisterien, in denen FPÖ-Minister an der Spit-
ze stehen, bis zu einer Neubewertung des
Umgangs mit der neuen Regierung „nur be-
ruflicheKontakte zudenBeamten“unterhal-
tenwerden.AuchdievonderFPÖnominierte
Außenministerin Karin Kneissl ist von dem
Boykott betroffen, ÖVP-Politiker sind davon
ausgenommen. „Eine antisemitische Partei,
die ihr Programmund ihreHaltung zu Juden
nicht ändern wird, mit der werden wir nicht
kooperieren“, sagte Amir Peretz von der
ArbeiterparteigegenüberdemORF.

Die Befürworter eines weiteren Boykotts
der FPÖ sind derMeinung,man könne jamit
Bundeskanzler Sebastian Kurz ( ÖVP) kom-
munizieren, da dieser ein echter Freund sei.
„Einen genauen Zeitplan für die Neubewer-
tung (des Verhältnisses, Anm.) gibt es nicht“,
sagte der Österreichische Botschafter in Is-
rael,MartinWeiss.Erunterstrich,dassessich
bei demBoykott umeinevorläufigeMaßnah-
me handle. Die nächste Sitzung zu dem The-
masei fürOktoberangekündigtworden.

Streit in Knesset
wegen Strache

ISRAEL

Der deutsche
Ökonom
Günter Danner
mit dem
Präsidenten
der Wiener
Wirtschaft
Walter Ruck

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer wkwfuchs - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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ANRAINERPARKZONEN FÜR WIRT-
SCHAFTSVERKEHR GEÖFFNET

Bereits im Mai 2017 unterzeichnete Wirtschafts-
kammer-Präsident Walter Ruck gemeinsam mit 
Verkehrsstadträtin Maria Vassilakou nach um-
fangreichen Verhandlungen eine Vereinbarung 
über die Öffnung der Anrainerparkzonen während 
der Tagesstunden, in denen sie nur gering ausge-
lastet sind. Jetzt ist der erste Schritt gesetzt: Seit 
1. Dezember 2018 kommen mehrere zehntausend 
Unternehmer näher zu ihren Kunden, weil sie die 
bisher reservierten Parkplätze nutzen können.

n	Konkret sehen die neuen Regeln vor: In den  
 Anrainerzonen dürfen seit Dezember 2018  
 Montag bis Freitag (werktags) zwischen 8.00  
 Uhr und 16.00 Uhr parken:
n	Betriebsfahrzeuge mit Parkkleber für den  
 Heimatbezirk
n	Betriebsfahrzeuge mit Servicekarten (wenn die  
 Servicekarte auch für den jeweiligen Bezirk  
 gilt)
n	Kleintransportfahrzeuge mit der Endung KT im  
 Kennzeichen
n	Fahrzeuge der Heimhilfen des Fonds Soziales  
 Wien und anerkannter Unternehmen

Zeitlich unbegrenzt in den Anwohnerparkzonen 
dürfen wie bisher parken:

n	Alle Fahrzeuge mit Parkkleber für den  
 jeweiligen Bezirk (= Bewohner-, Bewohner- 
 innenfahrzeuge)

In den Bezirken 1 und 8 wurden die alten Schilder 
noch nicht ausgetauscht, hier bleibt es vorläufig 
bei der alten Beschilderung, diese verliert aber 
ihre Gültigkeit. Daher gelten bis zum Austausch 
der Schilder seit 1.12.2018 sämtliche Anrainer-
zonen in den beiden Bezirken nicht mehr und wer-
den zu normalen Kurzparkzonen (gültig von Mo. 
bis Fr., werktags, von 9.00 bis 22:.00 Uhr).
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SEIDENSTRASSE

Ohne Kasachstan wird das größte Infrastruktur-
projekt der Menschheitsgeschichte, die Neue Sei-
denstraße (Belt and Road Initiative) nicht gehen: 
Die  zentralasiatische Republik, hat sich in den 
letzten Jahren zu einem Dreh- und Angelpunkt 
der Landverbindung zwischen Asien und Europa 
entwickelt: Mit Khorgos wurde nicht nur der welt-
größte Dryport für Züge aus und nach China in 
Betrieb genommen, auch an der kaspischen See 
wurden Fährhäfen für den Güterverkehr aus- und 
neugebaut.

Die Wirtschaftskammer Wien machte sich im 
Frühjahr 2018 im Rahmen einer Wirtschaftsmis-
sion vor Ort ein konkretes Bild über die umfang-
reichen Arbeiten in Kasachstan und klärte –ge-
meinsam mit den ÖBB – die Möglichkeiten über 
eine künftige Zusammenarbeit ab. Mit Erfolg: 
Noch im Rahmen der Reise konnte Kammerdi-
rektor Stellvertreter Dr. Alexander Biach mit dem 
Vorsitzenden der Chamber of International Com-
merce of Kazakhstan ein Memorandum über die 
Zusammenarbeit unterzeichnen. 

Das Abkommen sieht unter anderem vor:

n	einen Informationsaustausch über geplante  
 Vorhaben und Investitionsprojekte im Zusam- 
 menhang mit der Seidenstraße
n	Unterstützung durch Beratung bei der Umsetz- 
 ung von B&R-Projekten
n	Beratung von Investoren, die sich in Österreich  
 bzw. Kasachstan niederlassen wollen
n	B&R-Projekt gemeinsam zu entwickeln
n	Zusammenarbeit auf Drittmärkten bei  
 B&R Projekten
n	Teilnahme an Messen und B&R-relevanten  
 Veranstaltungen
n	Wirtschaftsforen und B2B-Meetings zum Auf- 
 bau von engen Kooperationen zwischen Wiener  
 und Kasachischen Unternehmen.

96



Die neue Seidenstraße wird das größte Infrastruk-
turprojekt der Menschheitsgeschichte und die 
Kontinente Europa, Asien und Afrika mit einem 
leistungsstarken, hochfrequenten Verkehrswege-
netzwerk verbinden. Entlang der neuen Routen 
werden Handelszentren mit enormer Wertschöp-
fung entstehen. Derzeit liegt Österreich noch nicht 
direkt an der Seidenstraße. Das kann nur gelingen, 
wenn die Breitspureisenbahn vom slowakischen 
Kosice bis nach Österreich in die twin-city-Re-
gion Wien-Bratislava verlängert wird. Dafür setzt 
sich die Wirtschaftskammer Wien ein. Gelingt die 
Verlängerung, entsteht hier einer der größten Lo-
gistikhubs Europas mit tausenden neuen Jobs. 
Profitieren würden sowohl die Slowakei, als auch 
die gesamte Ostregion Österreichs. Laut Experten 
wird in der twin-city-Region durch den Terminal 
eine zusätzliche Wertschöpfung von rund 450 Mio. 
Euro pro Jahr entstehen.

Die ÖBB haben ein offizielles ´strategisches Prüf-
verfahren´ zur Verlängerung der Breitspur initi-
iert. Bundesminister Norbert Hofer hat in diesem 
Zusammenhang angekündigt, dass das Vorhaben 
nicht nur aus infrastruktureller Perspektive, son-
dern auch in volkswirtschaftlichem, makroökono-
mischem, standort-, verkehrs- und arbeitsmarkt-
politischem Kontext betrachtet wird. Das ist ein 
wichtiger Schritt zum Gelingen des Projekts. 

BREITSPURBAHN BIS WIEN
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Busreisen werden immer beliebter, doch der Wie-
ner Busterminal in Wien-Erdberg hält mit dieser 
Entwicklung nicht Schritt. 
Darum muss jetzt in die notwendige Infrastruktur 
investiert werden. Während in Deutschland be-
reits vor 15 Jahren begonnen worden ist in diesen 
wichtigen Markt zu investieren, wurde in der Stadt 
Wien der Trend verschlafen. 

Die Wirtschaftskammer Wien präsentierte darum 
Vorschläge für mögliche Standorte. 

Bei der Erarbeitung wurden Bedürfnisse von 
Fahrgästen, Anrainern, Unternehmern und Termi-
nalbetreiber berücksichtigt, denn ein Busterminal 
soll gleichzeitig eine Aufwertung für die Stadt und 
eine Visitenkarte für Touristen sein.

Und die Stadt reagiert positiv: Verkehrsstadträ-
tin Maria Vassilakou fixiert die Einrichtung eines 
Fernbusterminals, die Bekanntgabe des Standor-
tes steht bevor.

FERNBUSTERMINAL FÜR WIEN
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Wien braucht schon längst neue Sport- und 
Eventstätten von internationalem Format, will 
man in der Champions League der Event-Met-
ropolen mitspielen, muss man nachrüsten. Des-
halb fordert die Wirtschaftskammer Wien eine 
neue multifunktionelle Eventhalle für Sport- und 
Kulturveranstaltungen sowie den Neubau eines 
Nationalstadions. Idealerweise plant man gleich 
beides zusammen.

Die Wirtschaftskammer Wien hat diesbezüglich 
schon Gespräche mit interessierten Privatinves-
toren geführt. Die Stadt war und ist immer noch 
ganz herzlich zu diesen Gesprächen eingeladen. 
Und diese Ambitionen zeigen Wirkung: Für den 
Neubau eines Nationalstadions gibt es bereits 
eine breite Allianz aus (Bundes-)Politik, Sportver-
bänden und Wirtschaft. Und die neue Stadtregie-
rung hat sich nun auch zum Bau einer neuen Ver-
anstaltungshalle bekannt. 

So soll eine geplante neue Multifunktionshalle in 
Wien 18.000 bis 20.000 Besucher fassen und eine 
„sinnvolle Ergänzung zur Stadthalle“ darstellen, 
wie Bürgermeister Michael Ludwig erläuterte. 
Der genaue Standort steht noch nicht fest, nach 
geeigneten Plätzen wird aber bereits gesucht.

EVENTHALLE FÜR WIEN
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Wie viele von der antragslosen Veranlagung profitieren würden
Unternehmen bis maximal 30.000 Euro Jahresumsatz

Wien

Vorarlberg

50.300

12.900
26.200

29.000

18.700

13.900

39.300 5500

37.900

mehr als 50.000 Betroffene

weniger als 10.000 Betroffene
10.000 bis 20.000 Betroffene
20.001 bis 35.000 Betroffene
35.001 bis 50.000 Betroffene

Niederösterreich

Steiermark

Kärnten

Tirol
Salzburg

Oberösterreich

Burgenland

233.700
Summe Österreich

Quelle: Statistik Austria. Zahlen inklusive Freiberufler. Karte: Ayub Smokecolor/Shutterstock

ANTRAGSLOSE 
EST-VERANLAGUNG
Seit dem Steuerreformgesetz 2015/2016 gibt es 
die antragslose Arbeitnehmerveranlagung für 
unselbständig Beschäftigte. Das Finanzamt führt 
seither eine automatische Arbeitnehmerveranla-
gung durch, wenn:

n	keine Arbeitnehmerveranlagung durch den  
 Steuerpflichtigen bis Mitte des Folgejahres  
 eingereicht wird
n	mit einer Steuergutschrift zu rechnen ist
n	anzunehmen ist, dass keine Werbungskosten  
 oder Sonderausgaben geltend gemacht  
 werden

Geht es nach dem Modell der WK Wien soll eine 
antragslose Veranlagung in ähnlicher Form auf 
EPU bis zu einem Jahresumsatz von 30.000 Euro 
ausgeweitet werden. Die Unternehmer müssen 
beim Finanzamt nur noch ihren Jahresumsatz 
melden, der Einkommenssteuerbescheid wird 
dann automatisch vom Finanzamt erstellt. Auf-
wändige Buchführung und komplizierte, bürokra-
tische durch verschiedene Formulare gestützte 
Steuererklärungen entfallen. Und die Argumenta-
tion der Wirtschaftskammer Wien wirkt: Finanz-
minister Hartwig Löger hat zugesagt, die antrags-
lose Einkommenssteuererklärung zu prüfen.  
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Das Jahr 2018 ist ein Rekordjahr für den Flugha-
fen Wien-Schwechat, mit einer bis dato nie dage-
wesenen Zahl an abgefertigten Passagieren. Doch 
mit dem Zuwachs an Reisenden rückt der Airport 
seinen Kapazitätsgrenzen immer näher.

Um diese weiter hinauszuschieben und den 
Flughafen nachhaltig fit für weiteres Wachs-
tum zu machen, bedarf es einer zusätzlichen 
Start- und Landebahn, der „dritten Piste“.  

Nur mit dieser kann die künftige Anzahl an Flug-
bewegungen am Airport abgewickelt werden. 
Deshalb setzt sich die Wirtschaftskammer Wien 
seit Jahren für die Errichtung dieser zusätzlichen 
Bahn ein.

Dank der Genehmigung durch das Bundesverwal-
tungsgericht im Frühjahr 2018 kann die nächste 
Vorbereitungsphase für den Bau der dritten Bahn 
in Wien-Schwechat gestartet werden.

DIE DRITTE PISTE 
FÜR DEN FLUGHAFEN KOMMT
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LAGE 
DER GEPLANTEN 
3. PISTE AM 
FLUGHAFEN WIEN

Ausrichtung: 11R/29L

Pistenlänge: 3.680 Meter

Pistenbreite: 60 Meter

Instrumentenlandesystem:
ILS CAT III auf Schwelle 29L

Lage: 2.400 Meter südlich der 
Piste 11/29 und 2.600 Meter west lich
der gedachten Verlän gerung der 
Piste 16/34. 

Die geplante Lage der 3. Piste ist 
ein Ergebnis des Mediations verfahrens
Flughafen Wien. Sie wurde dort nach
eingehender Prüfung einvernehmlich
als Lärm schonendste Variante 
erkannt.
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WIENER SOZIALPARTNER – 
VEREINBARUNG ZUR DIGITALISIERUNG

Die digitale Revolution passiert und sie wird unser 
Leben und unser Verständnis von Arbeit grund-
legend verändern. Diese Entwicklung kann nicht 
aufgehalten oder blockiert werden. Sie kann aber 
positiv gestaltet werden und so in eine bessere Zu-
kunft führen. Deshalb sind wir es Wirtschaft, Men-
schen und nachfolgenden Generationen schuldig, 
dass Sozialpartner und öffentliche Hand hier offen 
und ehrlich, ohne Klassenkampf und Scheuklap-
pen zusammenarbeiten.

Seit Längerem drängt deshalb schon die Wirt-
schaftskammer Wien zu mehr Engagement und 
Tempo, wenn es um Maßnahmen zur Digitalisie-
rung am Standort geht. Der aktuelle Wiener So-
zialpartnergipfel ist ein starkes Signal aller Be-
teiligten, gemeinsam beim Thema Digitalisierung 
der Lebens- und Arbeitswelten an einem Strang 
zu ziehen. 

Das Wiener Agreement

n	zum zügigen, flächendeckenden Breitband- 
 ausbau und des 5-G-Netzes,
n	zur Digitalisierung behördlicher Verfahren,
n	zur stärkeren Einbindung der KMU-Wirtschaft  
 bei Digitalisierungs-Vergaben der öffentlichen  
 Hand und
n	zur deutlichen Aufstockung der Mittel für die  
 Ausbildung neuer Digitalisierungs-Fachkräfte  
 – quer durch alle Bildungssysteme

ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg zum digitalen 
Standort und ein Meilenstein sozialpartnerschaft-
licher und kommunaler Zusammenarbeit in Wien.
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